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Satzung 
 

des Zweckverbandes RheinHunsrück Wasser 

über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung und deren Benutzung 
vom 13.12.1995, in der Fassung vom 07.01.2004 

 
 

§ 1 

Allgemeines 
 
Der Zweckverband versorgt die Grundstücke seines Gebietes mit Trink- und Betriebswasser. 
 
 

§ 2 

Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 
 
1. Grundstücke im Sinne dieser Satzung sind unabhängig von der Eintragung im Liegenschafts-

kataster und im Grundbuch und ohne Rücksicht auf die Grundstücksbezeichnung jeder zu-
sammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. 

 
2. Die in dieser Satzung für Grundstückseigentümer erlassenen Vorschriften gelten auch für Erb-

bauberechtigte oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte. Von mehre-
ren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner. 

 
 

§ 3 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
1. Jeder Eigentümer eines im Gebiet des Zweckverbandes liegenden Grundstücks ist berechtigt, 

den Anschluss seines Grundstücks an die Wasserversorgungsanlage und die Belieferung mit 
Trink- und Betriebswasser nach Maßgabe der Satzung zu verlangen. 

 
2. Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch 

eine Versorgungsleitung erschlossen werden. Die Grundstückseigentümer können nicht ver-
langen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungslei-
tung geändert wird. 

 
3. Der Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versorgungsleitung kann versagt wer-

den, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sonstigen techni-
schen oder betrieblichen Gründen erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maß-
nahmen erfordert. 
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4. Das Anschluss- und Benutzungsrecht besteht auch in den Fällen der Absätze 2 und 3, sofern 
der Grundstückseigentümer sich verpflichtet, die mit dem Bau und Betrieb der Leitung zu-
sammenhängenden Mehrkosten zu übernehmen und auf Verlangen Sicherheit zu leisten. 

 

 

§ 4 

Anschlusszwang 
 
Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Wasser verbraucht wird, sind verpflichtet, diese 
Grundstücke an die öffentliche Wasserversorgungsanlage anzuschließen, wenn sie an eine öffent-
liche Straße (Weg, Platz) mit einer betriebsfertigen Versorgungsleitung grenzen oder ihren un-
mittelbaren Zugang zu einer solchen Straße durch einen Privatweg haben. Befinden sich auf ei-
nem Grundstück mehrere Gebäude zum dauernden Aufenthalt von Menschen, so ist jedes Ge-
bäude anzuschließen. 
 
 

§ 5 

Befreiung vom Anschlusszwang 
 
Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der Grundstückseigentümer auf Antrag befreit, wenn 
der Anschluss ihm aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des 
Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der 
Gründe schriftlich beim Zweckverband einzureichen. 
 
 

§ 6 

Benutzungszwang 
 
Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen sind, ist der 
gesamte Wasserbedarf im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 3) ausschließlich aus dieser Anlage 
zu decken (Benutzungszwang). Hiervon ausgenommen sind Eigenversorgungsanlagen, soweit 
diese ausschließlich der Gartenbewässerung dienen. Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer 
und alle Benutzer der Grundstücke. 
 
 

§ 7 

Befreiung vom Benutzungszwang 
 
1. Von der Verpflichtung zur Benutzung wird der Grundstückseigentümer auf Antrag befreit, 

wenn die Benutzung ihm aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erforder-
nisse des Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. 

 
2. Der Zweckverband räumt dem Grundstückseigentümer darüber hinaus im Rahmen des ihm 

wirtschaftlich Zumutbaren auf Antrag die Möglichkeit ein, den Bezug auf einen von ihm ge-
wünschten Verbrauchszweck oder auf einen Teilbedarf zu beschränken. 

 
3. Der Antrag auf Befreiung oder Teilbefreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich beim 

Zweckverband einzureichen. 
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4. Der Grundstückseigentümer hat dem Zweckverband vor Errichtung einer Eigengewinnungs-
anlage Mitteilung zu machen. Er hat durch geeignete Maßnahmen sicher zu stellen, dass von 
seiner Eigenanlage keine Rückwirkungen in das öffentliche Wasserversorgungsnetz möglich 
sind.  

 
 

§ 8 

Einschränkung der Wasserversorgung 
 
1. Zur Sicherstellung der allgemeinen Wasserversorgung kann die Verwendung des Wassers 

beschränkt werden für 
 

- die Beregnung, Berieselung, Bewässerung und Begießung von landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Flächen, Gärten oder Kleingärten, 

- die Besprengung von Hof-, Straßen- und Wegeflächen, Grünflächen und Parkanlagen, 
Spiel- und Sportplätzen, Terrassen, Dächern und sonstige Anlagen und Bauwerke, 

- das Betreiben von Springbrunnen, Wasserspeianlagen, Wasserbecken, Fischbecken, 
Freibädern u. ä. Einrichtungen, 

- die Wasserspeicherung oder Nachspeisung von Regenwassernutzungsanlagen,  
- die Kühlung oder Reinigung von Anlagen und Gegenständen am fließenden Wasser-

strahl, 
- das Waschen von Fahrzeugen und Kraftfahrzeugen, soweit dies nicht aus Gründen der 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung erforderlich ist. 
 

2. Beginn und Ende der Verwendungsbeschränkungen werden öffentlich bekannt gemacht. 
 
 

§ 9 

Ordnungswidrigkeiten, Zwangsmittel 

 
Ordnungswidrig im Sinne von § 24 Abs. 5 der Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig einem Gebot oder Verbot dieser Satzung (§§ 4, 6, 7 Abs. 4) oder einer 
aufgrund dieser Satzung ergangenen vollziehbaren Anordnung zuwiderhandelt. Die Ordnungs-
widrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu der in § 24 Abs. 5 der Gemeindeordnung Rheinland-
Pfalz festgelegten Höhe geahndet werden. 
 
 

§ 10 

AVBWasserV 

 
Der Anschluss an das Versorgungsnetz und die Versorgung mit Wasser bestimmen sich im Übri-
gen nach der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVB-
WasserV) vom 20. Juni 1980 (BGBl. I S. 684) und den Ergänzenden Bestimmungen des Zweck-
verbandes in der jeweils gültigen Fassung. 
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§ 11 

Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2004 in Kraft 
 
 
 
 
Dörth, 07.01.2004 RheinHunsrück Wasser 

  - Zweckverband - 
 

gez. Frey 
Verbandsvorsteher 


